
BeschI.-Nr. 3
STADT LANDSHUT

Auszug
aus der Sitzungs-Niederschrift

des Pienums vom 26.03.2021

Betreff: Beirat für Migration und lhtegration der Stadt Landshut;
Neufassung der Satzung

Referent: Rechtsdirektor Dr. Matthias Kurbel

Von den 45 Mitgliedern waren 42 anwesend.

In öffentlicher Sitzung wurde
mit gegen Stimmen beschlossen (s. Einzelabstimmung):

1. DerÄnderungsantrag von Frau Stadträtin Regine Keyßner

Es wird beantragt, § 4 der Satzung wie folgt zu ergänzen:
„ (3) Zwei Drittel der Mitglieder werden von den im Stadtgebiet Landshut in der
Integrationsarbeit tätigen Einrichtungen, Vereinen und Wohlfahrtsverbänden vorgeschlagen
und zwar nach einem Vefiei/ungssohlüssel der vom Amt für Migration erstellt wird. "

wird abgelehnt Abstimmung 25:17

2. Der Änderungsantrag von Frau Stadträtin Regine Keyßner

Es wird beantragt in die Satzung folgenden Passus aufzunehmen:
„Der Anteil der Menschen mit Migrationshintergrund in der Delegiertenversamm/ung muss
mindestens 60 % betragen. “

wird abgelehnt. Abstimmung 26:16

Der Erlass der vom Referenten vorgelegten, eriäuterten und einen Bestandteil dieses
Beschlusses bildende Satzung in der Fassung vom 25.02.2021 für den lntegrationsbeirat der
Stadt Landshut wird beschlossen. Dabei wird § 4 Abs. 6 Satz 3 der Satzung in der
Fassung vom 25.02.2021 wird wie folgt angepasst: „Der Anteil der Menschen mit
Migrationshintergrund in der Delegiertenversamm/ung soll mindestens 60 % betragen. ".

Abstimmung 42:0

Landshut, den 26.03.2021

STADT LANDSHUT

/L
Alexander Putz
Oberbürgermeister



Anlage 1

Fassung vom 25.02.2021

Satzung für den Integrationsbeirat der Stadt Landshut

D|e Stadt Landshut erlässt aufgrund Art. 23 Satz 1 der Gemeindeordnung für den Freistaat
Bayern (BayGO) foigende Satzung:

Präambel

Der Integrationsbeirat soll die Landshuter Bürgerinnen und Bürger mit Miggetionshintergrund
repräsentieren und verfolgt das Ziel, die Te||habemög||chke|ten der ausla‘I ischen Mit-
bürgerinnen und Mitbürger, der Eingebürgerten sowie der Aussiedlerin d Aussiedler zu
verbessern sowie das gesellschaftliche M|te|nander von Menschen mit un ‘
Migrationshintergrund zu fördern.

      

   

 

   

  

  

  

     

  

Die Vertretung der Interessen von Menschen m|t Migrationshinterqu \.
gleichberechtigte Te||habe sind wichtige Querschnittsanliegen derSt
die volle Teilhabe und d|e Chancengle|chhe|t der Menschen

den Institutionen zu schaffen Die Arbeit des Integrationsbeiratsb
demokratischen Grundordnung der Bundesrepubiik D
verpflichtet und grenzt sich von rassist|schen oder 9 ‘
insbesonderewenn sie sich gegen Re||g|onen und ’

Bekanntmachung der Bayerischen Staatsregi
4/2009 zur Stellung des oder der Integrations

Die Stadt Landshut bilde

SteHungnah I ten, welche dieIn Landshut Iebenden Menschen allgemein betreffen
und die zum e Wirkungskreis der Stadt Landshut gehören

‘ (2) Der lntegrationsbe|rat kann hierzu beim Stadtrat und der Stadtven/valtung Anträge
.steHen, e|gen|n|t|at|v Anregungen und Empfehlungen aussprechen sowie Stellungnahmen
abgeben für die Behandlung von Angelegenheiten in zuständigen Gremien, soweit der
Aufgabenbereich nach § 2 Abs.1 betroffen |st.

(3) Die Dienststellen der Stadtverwaltung haben den Integrafionsbeirat innerhalb von 4
Wochen über aIIeIn seinen Aufgabenbereich falIenden AngeIegenheiten zu unterrichten
soweit keine Geheimhaltungs— oder Verschwiegenheitspflicht besteht.

(4) 1Zu den Sitzungen des Stadtrates und seiner Ausschüsse, die Angelegenheiten nach ‘
§ 2 Abs. 1 behandeln, wird dielder Vorsitzende des Integrationsbeirats oder eine von |hr/ihm



beauftragte Vertretung des lntegrationsbeirates hinzugezogen. 2Ihr/ihm soll zu diesen Tages-‘

ordnungspunkten entsprechend § 27 Abs. 4 der Geschäftsordnung des Stadtrates ein Rede-

recht eingeräumt werden.

(5) Der lntegrationsbeirat soll darüber hinaus den Dialog der Bevölkerungsgruppen mit und

ohne Migrationshintergrund fördern.

(6) Der lntegrationsbeirat wirkt im Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten auf die kommunal-

politische Willensbildung ein und fördert die politische, kulturelle, soziale und wirtschaftliche

Partizipation der Menschen mit Migrationshintergrund.

(7) ' 1Dem Integrationsbeirat wird in der Geschäftsstelle des Amtes für Migration und Inte-

gration die räumliche Möglichkeit geboten, Beiratsunterlagen für alle Bei \ mitglieder ver-

fügbar zu machen. 2Für die Abhaltung von Sprechstunden werden de 'onsbeirat

Räumlichkeiten zur Verfügung gestellt.

   

    

  

   

  

  

   
   

  

    

  

(8) Die Besorgung fremder Rechtsangelegenheiten gehört nicht zu d i n des Inte-

grationsbeirats.

, § 3
Pflichten und Abberu ng

(2) 1Die stimmberechtigten Mitglieder könne
niederiegen oder vor Ende der Amtszeit enth „
wichtigen persönlichen Gründe
genannten Pflichten bestehen.
Stadtrat. 4Der Vorsitzender des !
gehört werden.

ines wichtigen Grundes entscheidet der
__oii vor der Behandiung im Stadtrat

it oder ohne Migrationshintergrund zusammensetzt, deren
chkunde im ereich der Migration und integration belegbar ist.

(3) 1Zur Bew « olgt seitens der Stadt ein Aufruf in den Medien. Das Amt für

Migration und integration sou dabei an die in der lntegrationsarbeit tätigen Einrichtungen

herantreten, um eine breite Zahl an Bewerbungen zu erreichen. 2Die eingehenden

Bewerbungen werden von der Geschäftsstelle des Amtes für Migration und integration

gesammelt und hinsichtlich dem Vorliegen der Voraussetzungen des § 4 Abs, 1 geprüft.

(4) 1Voraussetzung für die Bewerbung als stimmberechtigte Delegierte ist, dass die

jeweiligen Bewerberinnen und Bewerber zu Beginn der Ausschreibung für das Auswahl-

verfahren mindestens seit 6 Monaten in der Stadt Landshut mit Hauptwohnsitz gemeldet sind

und das 18. Lebensjahr vollendet haben. 2Fällt der Hauptwohnsitz in der Stadt Landshut

weg, scheidet die/der Delegierte aus.

(5) Die Delegierten haben ein aktives und passives Stimmrecht.



(6) 1Die Delegierten werden vom Sozialausschuss ausgewählt und für die Dauer von 3
Jahren berufen. 2Bei der Auswahl sind insbesondere die Kriterien wie Ausbildung, Berufs-
erfahrung, ehrenamtiiches Engagement, biografisch iebensweltlich enNorbene Kenntnisse
und interkulturelle Kompetenz zu berücksichtigen. Der Ante|| der Menschen mit
Migrationshintergrund in der Delegiertenversammlung soll 60 Prozent betragen.

(7) Die Delegiertenversammlung tagt öffentlich.

(8) Zur Sitzung der Deiegiertenversammlung wird schriftlich mit der Frist von mindestens 14
Tagen vor den Sitzungen unter Angabe von Ort und Zeit eingeladen.

(9) Die Tätigkeit in der Deiegiertenversammlung ist ehrenamtlich.   
  
  

   
   

   

  

  

(10) Die Aufgaben der Deiegiertenversammiung sind

a. die Wahl der Mitglieder des Integrationsbeirats,
b. die Entgegennahme des Tätigkeitsberichts des Integrations
0, die Abgabe von Empfehlungen an den lntegrationsbeirat.

(11) Die Delegiertenversammlung wird von der Oberbürgerm
Oberbürgermeister oder deren/dessen VertreterinNertreter|m A

 

anerkannt. 3Die Versammiung fasst ihre Be L nfacher Mehrheit der Mitglieder,
sofern durch das Satzungsrecht der Stadt La

VorsitzendenNo tzendem und zwei Beisitzerinnen/Beisitzer bestellt, der die Wahl leitet.
2Die/Der Vorsitzende des Wahlausschusses fordert die anwesenden Delegierten auf aus
ihren Reihen Kandidatinnen und Kandidaten zu benennen. 3Die benannten Kandidatinnen
und Kandidaten erhalten Gelegenheit sich vorzustellen.

(4) Die Wahl erfolgt auf Stimmzettein in geheimer Abstimmung.

(5) 1Jede/Jeder Delegierte hat 10 Stimmen (Obergrenze) 2Vergeben werden mindestens 5
Stimmen. 3Jede Kandidatin und jeder Kandidat kann nur eine Stimme erhalten. 4Vergibt
eine/ein Deiegierte/Deiegierter mehr als 10 oder weniger als 5 Stimmen, ist der Stimmzettel
ungüitig 5Die Stimmabgabe erfolgt durch Eintrag der Namen seiner Kandidatinnen und
Kandidaten auf dem Stimmzettel.



(6) 1Nach Abschluss der Wahlhandlung zählt der Wahlausschuss die abgegebenen Stimm-

zettel aus. 2Gewählt sind die 10 Kandidatinnen und Kandidaten mit den höchsten Stimmen-

zahlen in der Reihenfolge der auf sie entfallenen Stimmen. 3Bei Stimmengieichheit ent—

scheidet das Los. 4Die/Der Vorsitzende fragt die Gewählten, ob sie die Wahl annehmen.

5Anschließend fragt die/der Vorsitzende die 10 Ersatzmitglieder, ob sie ais Nachrücker zur

Verfügung stehen. 6Bei Stimmengleichheit entscheidet auch hier das Los. 7Nach Abgabe der
zustimmenden Erklärungen ist der Wahlvorgang abgeschlossen.

(7) Mitglieder des Wahiausschusses können Delegierte, anwesende Vertreterinnen oder

Vertreter der in der Integrationsarbeit tätigen Vereine, Einrichtungen oder Wohltätigkeits-

verbände und anwesende Bedienstete der Stadtverwaltung Landshut sein

    
  

 

  

  

   

  
       

  

   

       

(8) Als beratende Mitgiieder des lntegrationsbeirats können

a. bis zu 5 Fachexpertinnen/Fachexperten für Migration und lnte
Bereich der Wissenschaft, Schule, Wirtschaft, Sport und Po'

b. von den Fraktionen und Ausschussgemeinschafien je ein
Stadtratsmitglied

hinzuberufen werden.

§ 6
Vorsitz

‚ehrheit die Vorsitzende/dendem Kreis der stimmberechtigten Mitglieder mr
' ' “ter. 2Bei StimmengleichheitVorsitzenden und eine Stellve am in

entscheidet das Los.
  

tragen. Über den schriftlich begründeten
chiie uss der Integrationsbeirat für den Rest der
emäß 6 Abs, 1 den neuen Vorsitz wähien.

, gierenden Sitzung erfolgt durch die Oberbürgermeisterin/
eister od der/dem VertreterinNertreter im Amt der Stadt Landshut.

 

| einen Migrationshintergrund aufweisen.

§ 7
Geschäftsgang

(1) Die/der Vorsitzende beruft den lntegrationsbeirat nach Bedarf oder auf Antrag eines

Dritteis seiner Mitglieder unverzüglich unter Angabe der zu behandelnden Gegenstände zur

Sitzung ein, jedoch mindestens dreimal jährlich.

(2) Der lntegrationsbeirat ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß

geladen sind und die Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist. Beschlüsse

werden mit einfacher Mehrheit gefasst. Bei Stimmengieichheit gibt die Stimme der/des

Vorsitzenden den Ausschlag.



(3) 1Abstimmungen sind in der Regel öffentiich. 2Bean’tragt ein Mitglied des Beirates ‘
geheime Abstimmung, so ist diesem Antrag zu entsprechen. 3Die Auszählung erfolgt durch
zwei von der/dem Vorsitzenden zu bestimmende Beiratsmitgiieder.

(4) 1Der lntegrationsbeirat tagt öffentlich. 2Bei Behandlung personenbezogener oder sonst
ver’trauiicher Themen kann die Öffentlichkeit jedoch ausgeschlossen werden 3Dies istin der
Tagesordnung zu vermerken.

(5) Auf Wunsch wird der Oberbürgermeisterin/dem Oberbürgermeister oder der/dem
VertreterinNertreter|m Amt gestattet, zu einzelnen Themenin einer Sitzung Stellung zu
beziehen

(6) Der integrationsbeirat kann Fachgremien mit speziellen Themen in
Amt für Migration und integration beauftragen.

   

    

 

     

   
   
    
  

  

  

    

(7) Ein vor jeder Sitzung zu bestimmendes Beiratsmitglied erstellt eine
und Datum, Anfang und Ende, Teilnehmerinnen/‘i’eilnehmer, Diskuss' ‘
Beschlüsse der Sitzung.

(8) Die Beratungsgegenstände des integrationsbeirats werd
Vorsitzenden festgelegt. Jedes Mitglied des integrationsbeirats
Angelegenheiten im integrationsbeirat beantragen.

(9) Die Ob'erbürgermeisterin/Der Oberbürgermeis
VertreterinNertreter im Amt kann dem lntegrationsb’ enstände zur
Stellungnahme zuieiten.

(10) 1Der integrationsbeirat kann sich eine G
Satzung nichts anderes bestim; ' " ”
für den Freistaat Bayern und di“ für d ? Stadtrat Landshut in ihrerjeweiis
gültigen Fassung entsprechend '

(11) Die Verhandlungsspr“

“Dokumentation

steiie im Amt ff ation und integration zur Verfügung zu stellen.

(3) Ziel dieserRegelung ist eine weitgehend kontinuierliche Fortführung der Arbeiten auch
bei möglichen Änderungenin der Besetzung des lntegrationsbeirats.

§ 9
Tätigkeitsbericht

(1) Der integrationsbeirat berichtet vertreten durch seine Vorsitzende/seinen Vorsitzenden
einmal jährlich öffentlich über seine Arbeit und seine Ergebnisse im Soziaiausschuss oder im
Stadtrat der Stadt Landshut.



(2) Der Tätigkeitsbericht ist auch der Delegiertenversammlung jährlich vorzutragen.

§ 10
Amtszeit

(1) 1Die Amtszeit des lntegrationsbeirats beträgt 3 Jahre, beginnend mit der
konstituierenden SItzung des Integrationsbeirats. 2§ 4 Abs. 4 Satz 2 gilt entsprechend.

(2) Der bestehende Beirat bleibt bis zur Neukonstituierung kommissarIsch'Im Amt,

längstens jedoch 6 Monate. \

 

  

    

  
   

  
  

   

  
  

  

  

  

   

  

‘ § 11

Ehrenamt

Die Tätigkeit der BeiratsmIthIeder erfolgt ehrenamtlich.

§ 12
Geschäftsstelle, Mittel und Orgams

egrationsbeirats eine(1) 1Durch die Stadt Landshut erd für die Begleitung
‘chäftsführungGeschäftsstelle im Amt für Migration und IntegrationeUn

unterliegt der Amtsleitung.

(2) Das Amt‘ unterstützt den Integrationsbe edigung der Iaufenden Geschéfté.

, » e nach Haushaltslage- ein
e Mittel werden von der Geschäftsstelle

Irats verwaltet.

(4) Der Vorstand wird dem lnte ra Irat einmal jährlich einen Bericht über den
Haushaltsplan vorlegen.

§ 13
Inkrafttreten

Q tritt am Iag ach Ihrer amtlichen Bekanntmachung Im Amtsblatt der

(2) Gleichz atzung für den lntegrationsbeirat der Stadt Landshut vom
. 26.03.2018 au

Landshut, den .......

STADT LANDSH UT

Alexander Putz
Oberbürgermeister




